
RESOLUTIONSANTRAG 

 

 

der Abgeordneten Mag.a Collini, Mag. Hofer-Gruber und Mag.a Kollermann gemäß § 60 

LGO 2001 

 

zu TOP 19)  Bericht der Landesregierung betreffend NÖ Umweltanwaltschaft, 

Tätigkeitsbericht für das Kalenderjahr 2018 

betreffend: "Stärkung der Umweltanwaltschaft" 

 

Der vorliegende Tätigkeitsbericht der Umweltanwaltschaft zeigt zwar das Engagement der 

handelnden Personen, wird aber der Bedeutung und Dringlichkeit des Themas nicht gerecht. 

Was fehlt, sind strukturierte Entscheidungsgrundlagen für die Politik und 

Handlungsempfehlungen an die Menschen in unserem Bundesland. 

Gerade das ist es aber, was wir Niederösterreicherinnen und Niederösterreicher im 

Allgemeinen und wir Landtagsabgeordnete im Speziellen benötigen, wenn wir den Klima-

Herausforderungen zukünftig mit der gebotenen Sorgfalt begegnen wollen. 

Deshalb wollen wir alle zur Verfügung stehenden Berichtsquellen viel stärker als Transfer 

von Expert_innenwissen genutzt wissen. Dazu ist es erforderlich, dass aus jedem 

einschlägigen Bericht entsprechende Ableitungen hervorgehen. Berichte um des Berichts 

willen, können nicht das Ziel sein. 

 

A n t r a g: 

 

 

 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

 

„Die Landesregierung wir aufgefordert, durch Aufstockung der personellen und finanziellen 

Ausstattung der niederösterreichischen Umweltanwaltschaft sicherzustellen, dass die NÖ 

Umweltanwaltschaft ihren Pflichten gem. § 4 Abs. 5 Punkt 7 (Anregungen zur besseren Gestaltung 

der Umwelt) in Zukunft verstärkt nachkommen kann." 

 


